Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3081 


Der Bundesminister der Finanzen 
II B/3 - 0 4465 - 1 17/56 


Bonn, den 11. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Grundstückstausch mit Stadt Bonn; 

hier: Bundeseigene Grundstücke an der Walter 
Flex-Straße gegen städtische Grundstücke 
an der Görres-Siebengebirgsstraße 

Bezug: § 47 Abs. 3 und 6 der Reichshaushaltsordnung 
in Verbindung mit § 3 Abs. 6 der Anlage 3 
zu § 57 der Reichswirtschaftsbestimmungen 

Anlagen: Formblattmäßiger Antrag, 

Abschrift der preisrechtlichen Stellungnahme des 
Herrn Regierungspräsidenten Köln vom 3. De- 
zember 1956 


Ich beabsichtige, namens der Bundesrepublik Deutschland die bun- 
deseigenen Grundstückein Bonn, Walter Flex-Srraf.se (Lgb. Nr. 3098) 
in Größe von 252,27 a gegen die städtischen Grundstücke an der 
Görres-Siebengebirgsstraße (gegenüber dem Hochhaus für Abgeord- 
nete) in Größe von 95,40 a (Lgb. Nr. 1056) mit der Stadtgemeinde 
Bonn zu tauschen. 

Begründung 

Die Stadtgemeinde Bonn ist — einem dringenden Bedürfnis zum 
Bau eines Abspann- und Heizkraftwerkes im Süden der Stadt fol- 
gend — wiederholt an mich herangetreten, ihr die bundeseigenen 
Grundstücke an der Walter Flex-Straße (zwischen projektierter 
Gorch Fock-Straße und ehern. Trajektbahnlinie) zu veräußern. Diese 
Grundstücke waren seit 1946 an Gärtner Brenner verpachtet. Das 
Pachtverhältnis konnte aufgrund eines vor der 1. Zivilkammer des 
Landgerichts Bonn am 31. Juli 1956 geschlossenen Vergleichs in- 
zwischen gelöst werden. Die Stadt Bonn hat sich bereit erklärt, die 
Hälfte der an den Pächter Brenner zu zahlenden Abfindungsentschädi- 
gung von 24 650 DM = 12 325 DM zu tragen. Ein Teil des an 
Brenner verpachteten Geländes (Obstgarten an der Friedrich Ebert- 
Allee) bleibt- Bundeseigentum. 

Die an die Stadt Bonn abzugebenden Grundstücke haben folgenden 
Schätz- und Verkaufswert: 

»rat*: Buebdrutfcerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheirallee SP 

Telefon Sill 



Grundstücke Gemarkung Kessenich Flur 2 Parz. Nr. 1739 und 1955 
zusammen = 252,27 a, davon 

a) 140,00 a je qm - 17 DM (100 m Front an der 

Walter Flex-Straße = 238 000 DM 

und 140 m Front an der 
projektierten Gordi 
Fock-Straße) 

b) 112,27 a je qm - 9 DM (Restfläche) = 101 043 DM 

zusammen = 339043 DM. 

Die auf diesem Gelände befindlichen alten baufälligen Gebäude 
(zum Teil vom Pächter errichtet) sind, weil sie abgebrochen werden 
müssen, nicht bewertet worden. 

Da die Bundesrepublik für die Schaffung weiterer Parkplätze für 
den Bundestag, Bundesrat usw. in der Nähe des Bundeshauses drin- 
gend Grundstücke benötigt, wurde mit der Stadt wegen Überlassung 
der städtischen Parzellen Gemarkung Bonn, Flur 27 Nr. 530, 
506/145, 232/2, 232/3 und 232/4 an der Görres-Siebengebirgsstraße, 
gegenüber dem Hochhaus für Abgeordnete in Größe von 95,40 a 
verhandclr. Die Stadt Bonn ist mit diesem Tausch einverstanden, 
wenn für ihre Grundstücke ein Tauschwert von 45 DM je qm zu- 
grunde gelegt wird. Dieser Preis erscheint vertretbar, da die Preis- 
behörde für den Grundstück verkehr bei der Stadt Bonn für das 
Nach bar rrundstück der Eheleute Wagner an der Görres- Ecke 
Saemisch-Straße in Größe von 1105 qm lt. Bescheinigung vom 
5. April 1956 bereits 50 DM je qm für angemessen gehalten hat. 
Da in diesem Falle die Stadt Bonn selbst Vertragspartei ist, wurde 
vom Herrn Regierungspräsidenten Köln^ls Aufsichtsbehörde eine 
preisrechtliche Stellungnahme erbeten. Abschrift des Schreibens „Der 
Regierungspräsident Köln” vom 3. Dezember 1956 - Az. 52 II - 
0280/56 Ula (St) - ist beigefügt. 

Der Wert der stadteigenen Grundstücke beträgt 

für 95,40 a je qm 45 DM = 429 300 DM 

hiervon ab 

Wert der bundeseigenen Grundstücke (wie 

vorstehend erläutert) - 339 043 DM 

mithin noch an die Stadt Bonn zu zahlen - 90 257 DM. 

Dieser Betrag kann aus den bei Kap. 6002 Tit. 710 für vorsorglichen 
Grunderwerb in Bonn für Rechnungsjahr 1956 bereitstehenden 
Mitteln bestritten werden. 

Unter Bezugnahme auf § 47 Abs. 3 und 6 der Reichshaushaltsord- 
nung in Verbindung mit § 3 Abs. 6 der Anlage 3 zu § 57 der 
Reichswirtschaftsbestimmungen bitte ich, die Zustimmung des Bun- 
destages zu der von mir im Tauschwege beabsichtigten Veräußerung 
des genannten bundeseigenen Grundstücks herbeizuführen. 


Schaffer 
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Antrag 

auf Zustimmung des Bundestages und des Bundesrates zur Veräußerung von 
Grundstücken (§ 47 Abs. 3 und 6 der Reichshaushaltsordnung) 


Bezeichnung und 
Beschreibung des 
Grundstücks 

Nr. des 
Reichsgrundbe- 
sitzverzeichnisses 

Geschätzter 

Wert 

DM 

Verkaufspreis 

DM 

Erwerber 

Verwendung des 
Grundstücks 

jetzige j künftige 

Begründung der 
Notwendigkeit der 
Veräußerung 

1 

2 

3 

4 

5 

i 

6 

~ 7 

Bonn, Walter I : lex- 
Straße Gemarkung 
Kessenich Flur 2 Parz. 
Nr. 1739 u. 1955 = ~ 
252,27 a (Lgb. 

•/. 

Für Grund und Boden 
14000 qm. je 

1 7 DM = 238 000 DM 
11 227 qm je 

9 DM = 101043 DM 

339 043 

Stadtgemrin- 
de Bonn 

i 

i 

seit 1. Okto- | Bauland zur 
ber 1946 ver- ; Errichtung 
pachtet an j eines Ab- 

Gärtner j spann- und 

Brenner i Heizkraft- 

siehe Antrag 

II B/3 - 0 4465 - 99/56 

Nr. 3098) 


339043 DM 



1 Werkes usw. 

I 



! 

I 

Die alten baufälligen 
Gebäude sind nicht 
bewertet worden, da 
sie abgebrochen wer- 
den müssen. Die Ab- 
bruchsmehrkosten be- 
tragen ca. 1000 DM. 

| 

' 

1 

i 

i 

1 

1 

i 

i 

i 

1 

i ; 

i 

■ 

| ! 

i 
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Der Regierungspräsident 
52. II - 0280/56 Ula (St) 


Köln, den 3. Dezember 1956 


Abschrift 


An die 

Ober f inan z d i rek t i o n 
Köln 

Wörthstraße 


Betr.: Grunderwerb durch den Bund; 

hier: Kauf bzw. Tausch stadteigener Grund- 
stücke in Bonn 

Bezug: Dortige Anfrage vom 6. Oktober 1956 
- Az. 0 4414 Bonn VB 422 - 


Gegenüber der Abwicklung des Grundstückskauf- bzw. Tauschge- 
schäftes auf der vorgesehenen Grundlage bestehen im Sinne der VO 
über die Preisüberwachung und die Rechtsfolgen von Preisverstößen 
im Grundstücksverkehr vom 7. Juli 1942 (RGBl. I S. 450 in Ver- 
bindung 

a) mit dem Erlaß des Herrn Bundesministers für Wirtschaft vom 
19. Februar 1953 - I B IV/U/57/26/53, 

b) mit den gemeinsamen Bewertungsrichtlinien für den Ankauf von 
Grundstücken im Rahmen der Landbeschaffungsaufgaben des 
Bundes vom 24. Juli 1953 (BAnz. Nr. 154/53) 

preisrechtlich keine Bedenken. 

Bei Anwendung der jetzt maßgeblichen Bewertungsgesichtspunkte 
auf Grund der vorstehend erwähnten Bestimmungen ergibt sich, 
daß die vorgesehenen Grund- und Bodenwerte innerhalb derjenigen 
Höchstgrenzen liegen, die sich ergeben, wenn den ein getretenen Ver- 
schiebungen der Wertrelation infolge von Veränderungen der bau- 
lichen Ausnutzbarkeit der Grundstücke sowie ihrer Verkehrslage 
seit dem 17. Oktober 1936 Rechnung getragen wird. Die in Aussicht 
genommenen Grund- und Bodenpreise sind Verhältniswerte, die sich 
aus einer Relation der zum Tausch in Betracht kommenden Grund- 
stücke ergeben. Die Einzelwertc der Grundstücke sind im Vergleich 
zu ähnlich gelagerten Fällen berechnet worden. Die festgestellten 
Tauschwerte entsprechen im Rahmen einer auch bei anderen Schät- 
zungsverfahren üblichen Methode einer angemessenen Grundstücks- 
bewertung. 


Im Aufträge 
gez. Stobrawa 
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